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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Die von-Wattenwyl-Gespräche dienen den Parteispitzen als wichtige Möglichkeit des
Austausches. In der Regel trifft sich eine Delegation des Bundesrates mit den Partei-
und Fraktionspräsidenten der Regierungsparteien, um zentrale Geschäfte und Anliegen
im Vorfeld der Sessionen zu diskutieren und zu koordinieren. Im Gegensatz zu 2015 war
die BDP nach dem Ausscheiden von Eveline Widmer-Schlumpf nicht mehr an die
Gespräche eingeladen. 
Die Themen blieben bei den ersten Gesprächen Anfang Februar allerdings dieselben
wie schon 2015: Die Legislatur- und Finanzplanung sowie die Umsetzungsarbeiten zum
Verfassungsartikel 121a (Steuerung der Zuwanderung) und die Flüchtlingssituation in
Europa und der Schweiz.
Zu den zweiten Gesprächen im Mai 2016 traten die Parteien mit drei neuen Präsidien
an. Bei der FDP hatte Petra Gössi das Zepter übernommen, die CVP wurde neu von
Gerhard Pfister präsidiert und bei der SVP war Albert Rösti neu an die Parteispitze
gewählt worden. Gegenstand der Diskussionen war der Sprachenstreit, der durch die
Diskussionen um den Frühsprachenunterricht in den Kantonen angeheizt worden war.
Im Bereich der internationalen Finanzpolitik wurde die Vermeidung eines möglichen
Reputationsschadens für die Schweiz durch die Übernahme internationaler
Regulierungen diskutiert. Schliesslich informierte der Bundesrat über die
Weiterentwicklung der Armee. 
Im August wurde auf Anregung von Bundeskanzler Thurnherr entschieden, die von-
Wattenwyl-Gespräche des dritten Quartals künftig in Form einer Klausur
durchzuführen. An der nach wie vor freien und informellen Diskussion über wichtige
politische Anliegen soll neu der Gesamtbundesrat teilnehmen. Damit soll den
Gesprächen ein höherer Stellenwert zugemessen werden. Der früher substanzielle
Austausch, der als Zeichen der funktionierenden Konkordanz bewertet wurde – die NZZ
sprach von einem eigentlichen Schmiermittel der Konkordanz –, laufe immer mehr
Gefahr, ein Leerlauf zu werden oder zu reinen Alibi-Gesprächen zu verkommen. Die
einzige Möglichkeit für ein Treffen zwischen Regierung und Bundesratsparteien sei aber
wichtig, um Möglichkeiten und Strategien auszuloten. Fix auf der Agenda soll eine
Diskussion über die Jahresziele des Folgejahres stehen. 
Erstmals trat die Exekutive also am 2. September 2016 in corpore zu den Gesprächen
an. Neben den Jahreszielen 2017 des Bundesrates, die Schwerpunkte in der
Finanzpolitik, im Infrastrukturbereich, der Bildung und der Europapolitik vorsehen,
wurden die Lage im Asylwesen und die durch den Brexit schwieriger gewordenen
Verhandlungen mit der EU diskutiert. 
Bei den letzten Gesprächen des Jahres Mitte November nahm dann wieder nur eine
Delegation des Bundesrates teil. Ueli Maurer informierte über die finanzpolitische Lage
und plädierte für eine Annahme des Stabilisierungsprogramms 2017-2019. Im Rahmen
der Europapolitik wurde auch über die im Dezember anstehende Entscheidung zur
Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative, die Rasa-Initiative und den Brexit
diskutiert. 1
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Landesverteidigung und Gesellschaft

La conseillère fédérale Viola Amherd a répondu à une lettre ouverte signée par une
soixantaine de personnes au sujet de l'évacuation du dépôt de munitions de Mitholz.
Par souci de transparence, elle propose aux habitant.e.s de la commune des
consultations pour qu'ils obtiennent des réponses à leurs questions et les détails des
scénarios envisagés. Elle a également nommé le conseiller national Albert Rösti (udc,
BE) pour présider le nouveau groupe d'accompagnement, chargé d'assurer le suivi
critique du projet et l'implication des groupes d'intérêts externes.

Les tests hydrologiques réalisés à l'aide de traceurs, effectués le 11 mai 2020, visaient à
déterminer les conditions hydrogéologiques à l'intérieur et à l'extérieur du dépôt de
munitions. Les résultats indiquent une faible infiltration dans les eaux souterraines.
S'agissant des résultats liés à la surveillance des eaux souterraines, des traces de TNT
ont été observées à des concentrations infimes dans le Stägebach, dans la Kander et
dans d'autres lieux de prélèvement. De ce fait, l'OFEV et le DDPS informent que les
restes de munitions n'ont actuellement aucun effet nocif ou nuisible sur
l'environnement. A l'avenir, des examens complémentaires et des investigations
techniques dans le domaine de l'hydrogéologie sont prévus. 2
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Wirtschaft

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Ein erster Punkt, dessen Diskussion noch beendet werden musste, war die künftige
Regelung des Milchmarkts. Obschon der Ständerat in der ersten Lesung im Vorjahr die
vom Nationalrat geforderte Aufrechterhaltung der obligatorischen Milchverträge
zwischen Produzierenden und Verwertenden abgelehnt hatte, bestand Nationalrat
Rösti (svp, BE) in der zweiten, im Berichtsjahr stattfindenden Beratung auf Festhalten
an dieser Lösung. Eine grösstenteils bürgerliche Mehrheit, welcher sich auch
Exponenten anderer Lager anschlossen, unterstützte ihn mit 95 zu 80 Stimmen in
diesem Anliegen. Gleichzeitig akzeptierten die Ratsmitglieder allerdings den von
Bundes- und Ständerat als Alternativvorschlag unterbreiteten Artikel, welcher die
Ausarbeitung eines Standardvertrags den Branchenorganisationen überlassen und dem
Bundesrat nur bei Nicht-Einigung die Kompetenz zu vorübergehenden Vorschriften
erteilen will. Sie ergänzten ihn um die Bestimmung, dass ein solcher Vertrag eine
minimale Dauer von einem Jahr zu beinhalten habe. Somit standen sich also zwei Artikel
im Landwirtschaftsgesetz gegenüber, welche den gleichen Bereich auf unterschiedliche
Weise regelten. Rösti empfand dies als unproblematisch: Wenn sich die
Branchenorganisationen auf einen Vertrag einigen könnten, sei der Artikel mit dem
Vertrags-Obligatorium automatisch erfüllt. Ansonsten greife der zweite Artikel als
Sicherheit für die Produzierenden. Der Ständerat vertrat diesbezüglich eine andere
Meinung: Man könne nicht die gleiche Kompetenz zwei verschiedenen Akteuren
erteilen, da dies im konkreten Fall dazu führen würde, dass sich der Bundesrat und die
Branchenorganisation gegenseitig blockierten. Die Bestimmung mit den obligatorischen
Verträgen wurde daher einstimmig abgelehnt und die Regelung durch die
Branchenorganisation mit 33 zu 9 Stimmen angenommen. In der zweiten
Differenzbereinigung schloss sich die grosse Kammer diesem Entscheid an. 3
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Eine letzte Differenz zwischen den Kammern bestand in der Debatte über eine
Erhöhung der finanziellen Mittel, welche der Landwirtschaft zwischen 2014 und 2017
zur Verfügung gestellt werden sollen. Der Nationalrat hatte 2012 verlangt, dass der
Budgetposten „Investitionskredite“ um CHF 160 Mio. erhöht wird, was einer
Vergrösserung des Rahmenkredits um 1,2% entsprechen würde. Nachdem der
Ständerat dies mit Stichentscheid des Präsidenten abgelehnt hatte, wiederholte
Nationalrat Rösti (svp, BE) 2013 in einem Minderheitsantrag die Forderung: Die neue
Agrarpolitik verlange von der bäuerlichen Bevölkerung erhebliche Anpassungen und
Mehrleistungen, dafür müssten auch mehr Mittel gesprochen werden. Eine Erhöhung
speziell im Investitionsbereich sei sinnvoll, da dadurch Produktivität und
Lebensverhältnisse in der Landwirtschaft nachhaltig verbessert würden, was auch für
künftige Generationen wichtig sei. Ausserdem würden nicht nur Bäuerinnen und
Bauern davon profitieren: Durch neue Bauaufträge würde auch das Baugewerbe
wachsen; die Renovation von Flurwegen oder Ähnlichem komme zudem ganzen
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Regionen sowie dem Tourismus zugute. Bundesrat Schneider-Ammann wies – wie
bereits im vorigen Jahr – darauf hin, dass eine Aufstockung der Gelder nicht mit der
Schuldenbremse vereinbar wäre: Die Landwirtschaft erhalte mit CHF 13,67 Mrd. wieder
gleich viele Gelder wie in den letzten Jahren, und in Anbetracht des geplanten
Konsolidierungs- und Aufgabenüberprüfungspakets, welches den Bundeshaushalt ab
2014 jährlich um CHF 700 Mio. entlasten soll, wäre eine Mittelerhöhung widersinnig. Die
Abstimmung fiel mit 90 zu 87 Stimmen bei 4 Enthaltungen aus den Reihen der FDP und
CVP hauchdünn zugunsten des Minderheitsantrags und gegen die Argumente des
Bundesrates aus, obwohl sich die linksgrünen Fraktionen geschlossen zusammen mit
den Grünliberalen und knapp zwei Dritteln der FDP dagegen ausgesprochen hatten.
Auch in der kleinen Kammer entschied man sich daraufhin mit einem knappen Mehr von
3 Stimmen für die Erhöhung der finanziellen Mittel. 4

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Die Annahme der Masseneinwanderungsinitiative und die Forderungen der SVP in der
Asylpolitik sowie hinsichtlich des Völkerrechts (fremde Richter) wurden in den Medien
als neue, in ihrer Schärfe aussergewöhnliche und zunehmende Radikalität der SVP
beschrieben. Die radikalen Forderungen weckten vor allem auch Kritik der anderen
Parteien, die an der Regierungsfähigkeit der Volkspartei zweifelten. Die Radikalität
schade letztlich dem Anspruch der SVP auf einen zweiten Bundesratssitz, so die Kritik
nicht nur der Linken, sondern auch der CVP und der BDP. Auch einzelne FDP-Vertreter
distanzierten sich immer vehementer von der SVP und sprachen sich laut gegen
mögliche Listenverbindungen für die Wahlen 2015 aus. Die zunehmende Radikalisierung
wurde mit der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative erklärt: Die SVP habe nicht
mit einem Ja gerechnet, nun aber bemerkt, dass man mit radikalen Ideen mehr
Wählerstimmen gewinnen könne als angenommen. Um bei den Wahlen 2015 noch
einmal zulegen zu können, stellte die Volkspartei deshalb immer weiterreichende
Forderungen auf. CVP-Präsident Christophe Darbellay verglich die Volkspartei mit
kleinen Kindern, die immer mehr wollten, sobald sie etwas bekämen. Die Wählerschaft
müsse 2015 Stopp sagen und dieser destruktiven Politik Einhalt gebieten. BDP-
Parteichef Martin Landolt warf der SVP grässlichen Populismus und eine braune
Tendenz vor. Auch SP-Präsident Christian Levrat unterstellte der SVP faschistoide
Tendenzen. Die Nazi-Vorwürfe wurden allerdings von verschiedener Seite als
kontraproduktiv und falsch verurteilt. 
Mitte August schaltete sich alt-Bundesrat Adolf Ogi mit einem Interview in der
Sonntagspresse in die Diskussion ein. Er sprach von einem Weckruf, den es brauche,
um die „Allmachtsfantasien“ von Christoph Blocher zu stoppen. Ogi sprach auch davon,
dass sich viele in der Partei an der neuen, „zerstörerischen“ und kompromisslosen
Politik stiessen, sich aber nicht getrauten, dies öffentlich zu machen. Ogi bleibe in der
SVP, auch um an seine Parteikollegen zu appellieren, diesem Irrweg ein Ende zu
bereiten. Die Aussagen Ogis weckten einige Reaktionen. Parteipräsident Toni Brunner
wies auf die bestehenden Differenzen zwischen Ogi und seiner Partei in der
Aussenpolitik hin. Gegen "fremde Richter" und die Forderung, Volksinitiativen richtig
umzusetzen, hätte Ogi aber bestimmt nichts einzuwenden. Die von Ogi als mögliche
parteiinterne Kritiker bezeichneten Personen – etwa Albert Rösti (BE), Hannes Germann
(SH) oder Roland Eberle (TG) – gaben an, hinter den Initiativprojekten der SVP zu
stehen. Zudem sollten solche Fragen parteiintern und nicht via Medien gelöst werden.
Ogi selber gab zu Protokoll, dass er auf seinen Aufruf nur positive Reaktionen aus dem
In- und Ausland erhalten habe. Sein Weckruf würde Wirkung zeigen, so der alt-
Bundesrat, wenn nicht heute, dann morgen. 5
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